
Verklagte ist nicht geladen worden. Nach dem Inhalt 
des Sitzungsprotokolls vom 8. Dezember 1966 ist aber 
auch kein Termin zur Fortsetzung der Verhandlung 
verkündet worden, sondern nur eine Erklärungsfrist, 
deren Ende nicht mit dem neuen Verhandlungstermin 
übereinzustimmen braucht, sondern sogar — um eine 
Kenntnisnahme des Gerichts und des Gegners vor der 
Verhandlung zu ermöglichen — ihm in der Regel vor­
ausgeht; Das Protokoll ergibt in diesen Fällen einen 
unwiderlegbaren und daher auch im Kassationsverfah­
ren zu berücksichtigenden Beweis.
Mangels Ladung der Verklagten oder Verkündung des 
Verhandlungstermins durfte gegen sie kein Urteil nach 
Lage der Akten ergehen. Auf die Befolgung dieser 
Vorschrift muß Gewicht gelegt werden, weil nur so das 
volle Gehör der Parteien gewährleistet wird, das zu 
den Grundlagen der sozialistischen 'Gesetzlichkeit ge­
hört.
Schon aus diesem Grunde muß das Urteil des Kreis­
gerichts aufgehoben werden. Es ist aber außerdem 
materiellrechtlich unrichtig.
Das Kreisgericht begründet seine Entscheidung damit, 
daß, da die von der Sparkasse erwartete Sicherung 
nicht bewirkt worden sei, im Sinne des § 133 BGB ein 
einfaches Darlehen ohne ausdrückliche Vereinbarungen 
über die Kündigung zustande gekommen wäre. Die­
ses sei der Verklagten vom Kläger als Abtretungs­
empfänger rechtzeitig gekündigt worden und habe noch 
eine Höhe von 862,46 M nebst Verzugszinsen von 4 %. 
Das Kreisgericht will also ein Darlehen mit niedrigem 
Zinsfuß und vereinbarter langfristiger Tilgung unter 
Zusicherung dinglicher Sicherung bei deren Nicht­
gewährung in ein Darlehn gewöhnlicher Art, d. h. mit 
vierteljährlicher Kündigung, umdeuten.
Eine derartige Umdeutung ist unzulässig und kann ins­
besondere — entgegen der Meinung des Kreisgerichts — 
nicht mit dem Hinweis auf § 133 BGB begründet wer­
den. Ein Rechtsgeschäft, bei dem ein Partner eine ihm 
obliegende Leistung nicht oder nicht gehörig erbringt, 
verwandelt sich nicht hierdurch in ein Rechtsgeschäft 
anderer Art. Das vereinbarte Darlehen verlor also nicht 
dadurch den vereinbarten Inhalt, daß die Verklagte 
die in Aussicht gestellte Sicherung nicht bewirkte. 
Die Darlehensforderung war also zwar — im Gegen­
satz zur Meinung der Verklagten — abtretbar, so daß 
an der Aktivlegitimation des Klägers kein Zweifel be­
steht, sie ist aber zur Zeit nicht — und grundsätzlich 
überhaupt nicht vor Ablauf der vereinbarten Til­
gungszeit — kündbar.
Die Kündigung vom 27. Juni 1966 war daher unwirk­
sam. Das Darlehen ist noch nicht fällig.
Infolgedessen war das Urteil sowohl aus verfahrens- 
als auch aus materiellrechtlichen Gründen (§§ 331 a, 
335 ZPO, §133 BGB) aufzuheben.
Unberührt bleibt der Anspruch des Klägers auf Zah­
lung etwa rückständiger, in der Schuldurkunde verein­
barter Zins- und Tilgungsbeträge von 25 M jährlich. 
Das ist ein seinem Wesen nach anderer Anspruch als 
der in der Klage geltend gemachte. Die Forderung auf 
Zahlung von 25 M jährlich würde ein Anspruch auf 
Erfüllung der in der Schuldurkunde enthaltenen Ver­
einbarung sein, den der Kläger bisher nicht geltend 
gemacht hat.
Die Forderung könnte also nur im Wege der Klag­
änderung geltend gemacht werden. Lediglich zwecks 
Klagänderung, also Geltendmachung eines anderen 
als des bisherigen Anspruchs, ist aber eine Sache nicht 
aus dem Kassationsverfahren zurückzuverweisen. Der 
Senat hatte daher gemäß § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO selbst 
zu entscheiden, nämlich die Klage mangels Fälligkeit 
des Darlehns abzuweisen, über die von der Verklagten
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bestrittene Notwendigkeit eines Teils der geleisteten 
Arbeiten und die Rechtsfolgen eines etwaigen Mangels 
ihrer Notwendigkeit ist im jetzigen Verfahren nicht 
zu entscheiden. Jeder Partei steht frei, wegen dieser 
Fragen Feststellungsklage zu erheben. Es sei nur be­
merkt, daß die von der Staatlichen Bauaufsicht ge­
machten Auflagen nicht im Rechtswege nachgeprüft 
werden können.

Arbeitsrecht
§ 113 Abs. 1 GBA.
1. Unabhängig von der Bedeutung der verletzten Ar­
beitspflicht im gegebenen Arbeitsrechtsverhältnis hat 
der Werktätige bei fahrlässiger Schadensverursachung 
für den direkten Schaden, jedoch höchstens bis zum 
Betrag seines monatlichen Tariflohns, einzustehen. 
Monatlicher Tariflohn im Sinne des § 113 Abs. 1 GBA 
ist der im Lohntarif an Hand allgemeiner, aus der 
Praxis abgeleiteter und entlohnungsmäßig bewerteter 
Tätigkeitsmerkmale normativ festgesetzte und für das 
Arbeitsrechtsverhältnis zutreffende Lohn- oder Ge­
haltssatz.
2. Ein Werkdirektor, der als Fahrer eines Pkw des Be­
triebes in Erfüllung seiner Aufgaben durch pflichtver­
letzendes Verhalten im Straßenverkehr fahrlässig einen 
Schaden am Betriebsvermögen verursacht, hat hierfür 
gern. § 113 Abs. 1 GBA bis zur Höhe des seiner Funktion 
entsprechenden Gehalts einzustehen.
OG, Urt. vom 5. Januar 1968 — Ua 8/67.
Der Kläger ist Werkdirektor; sein Gehalt beträgt 
1 550 M monatlich. Am 9. Februar 1967 verursachte er 
als Fahrer des betriebseigenen Pkw „Trabant“ durch 
sein gegen die Straßenverkehrsordnung verstoßendes 
Verhalten schuldhaft einen Verkehrsunfall. Dabei ent­
stand am Pkw Sachschaden in Höhe von 4 456,60 M, der 
von der Deutschen Versicherungs-Anstalt nicht gedeckt 
wurde.
Auf Antrag des Generaldirektors der WB verpflichtete 
die Konfliktkommission des verklagten Betriebes den 
Kläger, gern. § 113 Abs. 1 GBA 1 000 M Schadenersatz 
zu zahlen.
Hiergegen hat der Kläger fristgemäß Klage (Einspruch) 
erhoben, über die auf Antrag des Staatsanwalts des 
Bezirks gern. § 28 GVG vor dem Bezirksgericht als Ge­
richt erster Instanz verhandelt und entschieden wurde. 
Der Kläger beantragte, den Beschluß der Konfliktkom­
mission abzuändern, ihn zu einem Schadenersatz zu 
verurteilen, dessen Höhe im Rahmen eines Berufs­
kraftfahrergehalts liegt, und die Forderung im übrigen 
abzu weisen.
Das Bezirksgericht hat mit seinem Urteil den Beschluß 
der Konfliktkommission abgeändert und den Kläger 
verpflichtet, an den Verklagten 775 M Schadenersatz zu 
zahlen. Mit der Mehrforderung wies es den Verklag­
ten ab. Bei seiner Entscheidung ging es davon aus, daß 
für die Bemessung des von dem Kläger zu leistenden 
Schadenersatzes sein Gehalt als Werkdirektor maß­
geblich sei. Die Abweichung vom Beschluß der Kon­
fliktkommission ergebe sich aus der richtigen Diffe­
renzierung der materiellen Verantwortlichkeit gern. 
§ 113 Abs. 4 in Verbindung mit § 109 Abs. 2 GBA. 
Hiergegen hat der Generalstaatsanwalt der DDR Pro­
test (Berufung) eingelegt und beantragt, unter Abände­
rung des Urteils des Bezirksgerichts den Kläger zu 
verpflichten, an den Verklagten 300 M Schadenersatz 
zu zahlen.
Der Kläger legte gegen das Urteil des Bezirksgerichts 
ebenfalls Einspruch (Berufung) ein. Er beantragte, die 
über 150 M hinausgehende Forderung des Verklagten 
als unbegründet zurückzuweisen.

Aus den G r ü n d e n :
Der Protest (Berufung) des Generalstaatsanwalts und 
der Einspruch (Berufung) des Klägers waren zulässig, 
aber als unbegründet zurückzuweisen.


